
Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg  

(Hamburgische SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung - HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) vom 30. Juni 2020 (gültig ab 11. Januar 2021)  

§ 25 Kinder- und Jugendarbeit 

Die Durchführung von Angeboten der Kinder- und Jugendarbeit durch die Trägerin oder den Träger der Jugendhilfe ist zulässig.    
Es gelten die allgemeinen Hygienevorgaben nach § 5 mit Ausnahme von § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2. Eine betreute 
Gruppe soll nicht mit jungen Menschen anderer Gruppen durchmischt werden. Die Trägerin oder der Träger hat ein Schutzkonzept 
nach Maßgabe von § 6 zu erstellen und die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maßgabe                         
von § 7 zu erheben. 

§ 25a Datenübermittlungen 

Die zuständige Behörde ist befugt, Namen, Geburtsdatum und Wohnanschrift einer Person, für die eine Meldung nach § 6 Absatz 1 Satz 1               

Nummer 1 Buchstabe t IfSG (COVID-19-Erkrankung) vorliegt, sowie die von ihr verfügten Maßnahmen den Einrichtungen nach § 33 IfSG und deren 

Aufsichtsbehörden oder Trägern zum Zweck des Infektionsschutzes offenzulegen, wenn anzunehmen ist, dass die betroffene Person in einer Ein-

richtung nach § 33 IfSG betreut oder beschäftigt wird. Die Aufsichtsbehörden oder Träger sind befugt, die personenbezogenen Daten nach Satz 1 

der jeweils zuständigen Einrichtung nach § 33 IfSG zum Zweck des Infektionsschutzes offenzulegen. Die Verwendung nach Satz 1 offengelegter 

personenbezogener Daten zu anderen als den in dieser Vorschrift genannten Zwecken sowie deren Weitergabe an unbefugte Dritte ist untersagt. 

§ 5 Allgemeine Hygienevorgaben 
 

(1) Bei der Durchführung von Veranstaltungen jeglicher Art sowie bei dem Betrieb von für den 
Publikumsverkehr geöffneten Einrichtungen, Gewerbebetrieben, Geschäftsräumen, Gaststät-
ten, Beherbergungsbetrieben, Ladenlokalen oder sonstigen Angeboten mit Publikumsverkehr, 
insbesondere den in dieser Verordnung aufgeführten, gelten die nachfolgenden Vorgaben zur 
Verringerung des Risikos einer Infektion mit dem Coronavirus (allgemeine Hygienevorgaben): 
 

1. anwesende Personen müssen das Abstandsgebot nach Maßgabe des § 3 Ab-

satz 2 einhalten; § 4 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend, 

2. der Zugang für Personen ist so zu begrenzen und zu überwachen, dass anwe-

sende Personen auf der jeweils zur Verfügung stehenden Fläche das Abstandsgebot 
nach § 3 Absatz 2 einhalten können, 

3. Personen mit den Symptomen einer akuten Atemwegserkrankung ist der Zutritt nicht       

gestattet, 

4. bei Bildung von Warteschlangen ist durch geeignete technische oder organisatorische 

Vorkehrungen zu gewährleisten, dass Personen das Abstandsgebot nach § 3 Absatz 2 
einhalten können, 

5. in geschlossenen Räumen ist die Möglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der 

Hände bereitzustellen, 

6. häufig berührte Oberflächen sowie Sanitäranlagen sind regelmäßig zu reinigen, 

7. in geschlossenen Räumen ist eine ausreichende Lüftung, die das Infektionsrisiko 

reduziert, zu gewährleisten. 

 
Die Einhaltung der Vorgaben nach Satz 1 ist durch geeignete personelle, technische oder 
organisatorische Maßnahmen zu gewährleisten. Auf die Anforderungen nach Satz 1 Num-
mern 1 und 3 sind anwesende Personen durch schriftliche, akustische oder bildliche Hinweise 
aufmerksam zu machen. 
(2) Für alle Beschäftigten sind die allgemeinen Arbeitsschutzvorschriften und -standards in 

Verbindung mit der branchenspezifischen Konkretisierung des Unfallversicherungsträgers 

umzusetzen, soweit in dieser Verordnung nicht Abweichendes geregelt ist. Gewerbetreibende 

haben die jeweils geltenden Vorgaben der zuständigen Berufsgenossenschaften einzuhalten.  

Was macht eigentlich die „Offene Kinder– und Jugendarbeit“                                                             
in Zeiten der Corona-Pandemie? 

 

Wir machen weiter, aber anders als gewohnt! 
 

Nachstehend alle rechtlichen Grundlagen,                                                                                     
an denen sich unsere Angebote derzeit orientieren! 

§ 6 Schutzkonzepte 

(1) Soweit in dieser Verordnung vorgeschrieben ist, dass ein in Textform dokumentiertes Konzept zur 
Vermeidung des Risikos einer Infektion mit dem Coronavirus (Schutzkonzept) zu erstellen ist, sind in 
diesem geeignete personelle, technische oder organisatorische Maßnahmen zur Einhaltung der 
Vorgaben nach § 5 Absatz 1 Satz 1 sowie zur Einhaltung der Vorgaben, die im Übrigen ergänzend 
nach dieser Verordnung für die Veranstaltung, die Einrichtung, den Gewerbebetrieb, den Geschäfts-
raum, das Ladenlokal oder das Angebot gelten, darzulegen. 

(2) Die Verpflichtete oder der Verpflichtete hat alle erforderlichen Maßnahmen zur Einhaltung des 
Schutzkonzepts zu treffen. 

(3) Auf Verlangen der zuständigen Behörde ist das Schutzkonzept vorzulegen und über seine Umset-
zung Auskunft zu erteilen. 

(4) Weitergehende Pflichten zur Aufstellung von Hygieneplänen nach dem Infektionsschutzgesetz 
bleiben unberührt. 
 

§ 7 Kontaktdatenerhebung zur Nachverfolgbarkeit von Infekti-
onsketten 
 

(1) Soweit in dieser Verordnung zum Zweck der behördlichen Nachverfolgbarkeit von Infektionsketten 
eine Pflicht zur Erfassung und Speicherung der Kontaktdaten anwesender Personen 
(Kontaktdatenerhebung) vorgeschrieben ist, gilt Folgendes: 

1. als Kontaktdaten sind der Name, die Wohnanschrift und eine Telefonnummer vollständig und 

zutreffend anzugeben und die angegebenen Kontaktdaten sind zu erfassen, 

2. die Kontaktdaten sind unter Angabe des Datums und der Uhrzeit der Eintragung in Textform zu 

erfassen und vier Wochen aufzubewahren (Aufbewahrungsfrist); dabei ist sicherzustellen, dass 
unbefugte Dritte keine Kenntnis von den Kontaktdaten erlangen können, 

3. die Kontaktdaten sind der zuständigen Behörde zum Zweck der Nachverfolgung von Infektions-

ketten oder zur Prüfung der Einhaltung der Verpflichtungen nach den Nummern 1, 2, 4 und 5 auf 
Verlangen herauszugeben, 

4. die Aufzeichnungen der Kontaktdaten sind nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder 

zu vernichten, 

5. die Verwendung der Kontaktdaten zu anderen als den in dieser Vorschrift genannten Zwecken 

sowie deren Weitergabe an unbefugte Dritte sind untersagt. 
 

(2) Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat zu prüfen, ob die angegebenen Kontaktdaten 

vollständig sind und ob diese offenkundig falsche Angaben enthalten (Plausibilitätsprüfung). Perso-

nen, die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern oder offenkundig falsche oder unvollständige 

Angaben machen, sind von dem Besuch oder der Nutzung der Einrichtung, der Gewerberäume, der 

Geschäftsräume, der Gaststätte, des Beherbergungsbetriebes oder des Ladenlokals oder von der 

Teilnahme an der Veranstaltung auszuschließen. 

Über die rechtlichen Grundlagen hinaus wollen wir Mitarbeitende und unsere Besucher*innen bestmöglich vor einer Ansteckung schützen!                                                     

Darum werden Angebote und Aktionen ständig auf Machbarkeit überprüft und dem aktuellen Pandemiegeschehen angepasst. 

Bei Fragen sprechen Sie uns gerne an! 


